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Sachgebiet 707 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. konjunkturpolitische Dämpfungsmaßnahmen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Ein ausgewogenes Gesamtprogramm zur Beseitigung der In- 
flationsmentalität und zur Wiederherstellung der Preisstabili- 
tät setzt voraus, daß die Bundesregierung in vorrangiger Aus- 
schöpfung des Stabilitätsgesetzes und zur Entlastung der Bun- 
desbank einen breitangelegten Fächer von Maßnahmen trifft. 

Die Bundesregierung wird daher aufgefordert, folgende Maß- 
nahmen zu ergreifen: 


I. Einsparung im Bundeshaushalt 1970 

Die Konjunkturausgleichsrücklage wird auf 3,5 Mrd. DM auf- 
gestockt. Der Bundesminister der Finanzen ist nach § 6 Abs. 1 
des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums 
der Wirtschaft zu ermächtigen, die Verfügung über bestimmte 
Ausgabemittel und namentlich den Beginn von Baumaßnahmen 
und das Eingehen von Verpflichtungen zu Lasten künftiger 
Rechnungsjahre von seiner Einwilligung abhängig zu machen. 
Die Konjunkturausgleichsrücklage ist in einer Größenordnung 
von 2 Mrd. DM aus Minderausgaben gegenüber dem um Kon- 
junktursperre und Ausgleichsrücklage bereinigten Haushalts- 
soll (88,9 Mrd. DM) zu decken. 

Bei Eingehen von Verpflichtungen zu Lasten künftiger Rech- 
nungsjahre ist äußerste Zurückhaltung zu üben. Die Verpflich- 
tungsermächtigungen im Bundeshaushaltsplan 1970 (28 Mrd. 
DM) sind in Höhe von 5 Mrd. DM zu sperren. 


II. Kürzung des Haushaltsentwurfs der Bundesregierung für 
1971 und der mehrjährigen Finanzplanung 

Ein wesentlicher Teil der von der Bundesregierung bisher vor- 
gesehenen Ausgaben muß einem Eventualhaushalt Vorbehalten 
bleiben, damit vom Haushaltsentwurf 1971 keine zusätzliche 
Übernachfrage ausgeht. Es ist sicherzustellen, daß bei anhalten- 
der Hochkonjunktur eine zusätzliche Neuverschuldung (Netto- 
kreditaufnahme) des Bundes in 1971 unterbleibt. 
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Der neue Finanzplan für die Jahre 1970 bis 1974 ist so auszuge- 
stalten, daß zur Vermeidung einer dauernden Übernachfrage 
von seiten des Staates die Neuverschuldung der öffentlichen 
Gebietskörperschaften mittelfristig nur im Gleichklang mit der 
allgemeinen Wirtschaftsentwicklung steigen darf. 

Der Haushaltsentwurf 1971 und der Finanzplan 1970 bis 1974 
sind danach neu durch das Kabinett zu beschließen. 


III. Konjunkturgerechtes Haushaltsgebaren der Länder und 
Gemeinden 

Länder und Gemeinden sind im Finanzplanungsrat anzuhalten, 
bei der Haushaltsführung im Rechnungsjahr 1970 und bei der 
Gestaltung der Haushaltsentwürfe für 1971 und ihrer mittel- 
fristigen Finanzplanungen nach den gleichen Grundsätzen zu 
verfahren (§§ 14 und 16 des Gesetzes zur Förderung der Stabili- 
tät und des Wachstums der Wirtschaft). 


IV. Stillegung von Mitteln der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und Angestellten 

Entsprechend dem Vorschlag der Deutschen Bundesbank ist 
darauf hinzuwirken, daß die Träger der Rentenversicherungen 
der Arbeiter und der Angestellten gemäß § 1383 b Abs. 2 Satz 2 
RVO bzw. § 110 b Abs. 2 Satz 2 AVG Mittel in einer Größen- 
ordnung von zusammen mindestens 1 Mrd. DM in Schatz- 
wechseln und unverzinslichen Schatzanweisungen anlegen, 
nachdem der Verband deutscher Rentenversicherungsträger 
seinen Mitgliedern bereits empfohlen hat, freiwillig in dieser 
Form Mittel bei der Deutschen Bundesbank stillzulegen. 


Bonn, den 10. Juli 1970 


Stücklen, Dr. Stoltenberg und Fraktion 
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